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Schriftlicher Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 9 (Aktienoptions-

programm 2021) 

 

Die Gesellschaft gewährt den Vorstandsmitgliedern der Gesellschaft oder Geschäftsführern 

von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen sowie den Arbeitnehmern der Gesell-

schaft oder mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen einen variablen Vergütungsbe-

standteil mit langfristiger Anreizwirkung. Dieser soll das unternehmerische Handeln der je-

weiligen Teilnehmer fördern, sie langfristig an die Gesellschaft und die jeweiligen Unterneh-

men binden sowie eine marktgerechte Vergütung sicherstellen. 

 

Unter Punkt 9 der Tagesordnung wird vorgeschlagen, den Vorstand zu ermächtigen, bis ein-

schließlich zum 10. Juni 2026 mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals 

Bezugsrechte (Aktienoptionen) auf insgesamt bis zu 300.000 auf den Inhaber oder den Na-

men lautende Nennbetragsaktien an Vorstandsmitglieder der Gesellschaft oder an Ge-

schäftsführer von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen sowie an Arbeitnehmer 

der Gesellschaft oder von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen In- und Ausland 

zu gewähren. Dementsprechend soll auch ein Bedingtes Kapital 2021/II geschaffen und § 5 

der Satzung um einen neuen Absatz 2 ergänzt werden.  

 

Das Bedingte Kapital 2021/II in Höhe von EUR 300.000,00 entspricht 10% des derzeitigen 

Grundkapitals der Gesellschaft und dient dazu, dass die Gesellschaft neue Aktien ausgeben 

und diese dazu verwenden kann, sie auf die Bezugsberechtigten für den Fall der Ausübung 

der ihnen gewährten Aktienoptionen zu übertragen. Die neuen Aktien werden erst ausgege-

ben, wenn nach Maßgabe der in dem Hauptversammlungsbeschluss festgelegten Bedin-

gungen Aktienoptionen an Bezugsberechtigte ausgegeben wurden und diese ihre Bezugs-

rechte nach Ablauf der Wartezeit und nach Maßgabe der Erreichung des in der Ermächti-

gung festgelegten Erfolgszieles sowie der sonst in dem Aktienoptionsprogramm 2021 festge-

legten Bedingungen ausüben. Aufgrund der Zweckbindung des Bedingten Kapitals 2021/II 

steht den Aktionären kein Bezugsrecht auf die neuen Aktien zu.  

 

Die Ausgabe von zum Bezug von Aktien der Gesellschaft berechtigenden Aktienoptionen 

sollen Vorstandsmitglieder der Gesellschaft sowie Geschäftsführer von Beteiligungsgesell-

schaften und Arbeitnehmer der Unternehmensgruppe an die Gesellschaft binden. 

 

Aktienoptionen sollen während des Ermächtigungszeitraums in jährlichen Tranchen ausge-

geben werden. 

 

Die Zuteilung der Aktienoptionen an die beiden Gruppen von Bezugsberechtigten soll grund-

sätzlich der in der Ermächtigung enthaltenen Zuteilung der maximal auszugebenden Anzahl 
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entsprechen. Vorstand und Aufsichtsrat behalten sich allerdings vor, über die Ausgabe von 

Aktienoptionen und den Umfang der einzelnen Tranchen jährlich neu unter Berücksichtigung 

der Gesamtsituation des Unternehmens sowie unter Her-anziehung der Vergütungsstruktur 

von relevanten Vergleichsunternehmen zu entscheiden.  

 

Die Ausgabe von Aktien aus dem Bedingten Kapital 2021/II erfolgt frühestens nach Ab-lauf 

der Wartezeit von vier Kalenderjahren nach dem Ausgabetag der betreffenden Tranche der 

Aktienoptionen und entsprechender Ausübungserklärung. Aktienoptionen sind jeweils nur 

ausübbar, wenn die Wartezeit abgelaufen und ein Erfolgsziel erreicht wurde, anderenfalls 

verfallen die Aktienoptionen entschädigungslos. 

 

Die Erfolgsziele bestehen in der absoluten Kursentwicklung der Aktie während der Wartezeit. 

Wenn der volumengewichtete 6-Monats-Durchschnittskurs der Aktie der Gesellschaft bei 

Ablauf der Wartezeit mindestens 400% über dem Ausübungspreis liegt, ist das Erfolgsziel 

erreicht. 

 

Ausübbare Aktienoptionen können von den Bezugsberechtigten grundsätzlich innerhalb ei-

nes Ausübungszeitraums von drei Jahren ausgeübt werden. Der Ausübungszeitraum beginnt 

nach dem Zeitpunkt, zu dem die Wartezeit abgelaufen ist.  

Innerhalb von vier Wochen nach Bekanntgabe der Ergebnisse des Jahres- oder Halb-

jahresabschlusses eines Geschäftsjahres können Aktienoptionen ausgeübt werden. 

 

Bei Ausübung der Aktienoptionen ist für jede zu beziehende Aktie der Ausübungspreis zu 

zahlen. Der „Ausübungspreis“ je Aktie entspricht dem volumengewichteten 6-Monats-

Durchschnittskurs der Aktie am Tag vor dem Ausgabezeit-raum. Der Mindestausübungspreis 

entspricht mindestens dem geringsten Ausgabebetrag im Sinne von § 9 Abs. 1 AktG. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat sollen ermächtigt werden, die weiteren Einzelheiten der Gewäh-

rung und Erfüllung von Aktienoptionen, für die Ausgabe der Aktien aus dem Bedingten Kapi-

tal 2021/II sowie die weiteren Planbedingungen festzusetzen, darunter die Behandlung von 

Aktienoptionen, wenn Bezugsberechtigte bei Ablauf der Wartezeit aus dem Dienst- oder Ar-

beitsverhältnis mit der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen ausgeschieden 

sind. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat sind überzeugt, dass die vorgeschlagene Ermächtigung zur Aus-

gabe von Aktienoptionen an die Bezugsberechtigten in besonderem Maße geeignet ist, ei-

nen nachhaltigen Leistungsanreiz für die Bezugsberechtigten zu bewirken und damit im Inte-

resse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre zu einer nachhaltigen Steigerung des Unterneh-

menswerts beizutragen. 
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